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Vereinssatzung „Arche e.V.“  Stand 24.09.2026  
 
 
Präambel 

Der Verein agiert im Sinne demokratischer und menschlicher Werte. Das 
Wohlergehen und das friedliche Miteinander aller Menschen, ungeachtet 
von Herkunft, Alter, sozialer Lage oder sexueller Orientierung bilden die Leit-
linien des Handelns. Der Verein vertritt eine weltanschaulich, konfessionell 
und politisch unabhängige Grundhaltung, getragen von den Prinzipien der 
Toleranz, Offenheit und Vielfalt. Ein achtsamer Umgang mit Ressourcen und 
ökologisch nachhaltiges Handeln werden gefördert. 
 
§ 1 

Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereins 

1. Der Verein führt den Namen: „Arche“. 

2. Sitz des Vereins ist Hessisch Lichtenau, Gerichtsstand ist Eschwege. Der 

Verein ist in das Vereinsregister eingetragen und führt seinen Namen nach 

der Eintragung mit dem Zusatz „eingetragener Verein (e.V.)“. 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

4. Der Verein ist Mitglied im Paritätischen Wohlfahrtsverband. 

 
§ 2  

Aufgaben und Zweck des Vereins 

Der Verein steht allen Menschen offen und orientiert sich dabei an den in 

der Präambel und dieser Satzung festgelegten Grundsätzen. 

Er verbindet Menschen durch Begegnung und Beteiligung. Er unterstützt und 

fördert Personen, die sich in Notlagen befinden oder aufgrund ihrer 

 
 
Vereinssatzung „Arche e.V.“ – Stand 17.10.2020 
 
 

Präambel 

Als Abbild Gottes hat er den Menschen gemacht. Und Gott sprach: „Das ist 

das Zeichen des Bundes, den ich stifte zwischen mir und euch und den leben-

den Wesen bei euch für alle kommenden Generationen. Meinen Bogen setze 

ich in die Wolken; er soll das Bundeszeichen sein zwischen mir und der Erde.“ 

 
 

§ 1 

Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereins 

1. Der Verein führt den Namen: „Arche“. 

2. Sitz des Vereins ist Hessisch Lichtenau, Gerichtsstand ist Eschwege. Der 

Verein ist in das Vereinsregister eingetragen und führt seinen Namen nach 

der Eintragung mit dem Zusatz „eingetragener Verein (e.V.)“. 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

4. Der Verein ist dem Caritasverband Caritas Nordhessen-Kassel e.V. als kor-

poratives Mitglied angeschlossen. 

 
§ 2  

Aufgaben und Zweck des Vereins 

1. Der Verein unterstützt Menschen in akuten sozialen Notlagen und fördert 

soziale Kontakte als Träger des örtlichen Familienzentrums. Das Projekt wird 

durch Mitgliedsbeiträge und Spenden finanziert. 



individuellen Lebenssituation hilfebedürftig sind und Unterstützung benöti-

gen. Er wirkt darauf hin, Benachteiligungen abzubauen und gesellschaftliche 

Teilhabe zu ermöglichen. 

Als Träger eines Familienzentrums setzt sich der Verein für ein generations-

übergreifendes, zielgruppenspezifisches Angebot in den Bereichen Aus-

tausch, Beratung, Erziehung, Information und Unterstützung ein.  

Dabei gilt die besondere Aufmerksamkeit der Unterstützung von Menschen, 

die von Ausgrenzung, sozialer Benachteiligung oder Ungleichheit betroffen 

oder bedroht sind.   

Die vielfältigen Ziele und Aufgaben des Vereins lassen sich zur besseren 

Übersicht im Wesentlichen in folgende übergeordnete Handlungsfelder glie-

dern: 

 

- Armut entgegenwirken  

- Kinder und Jugendliche schützen, fördern und stärken. 

- Integration und soziale Teilhabe fördern, Einsamkeit entgegenwirken und     

Vielfalt leben. 

- Bildung fördern und Informationen anbieten. 

- Beteiligungsmöglichkeiten und sinnstiftende Tätigkeiten ermöglichen. 

- Ehrenamtliches Engagement fördern. 

 

§ 3 

Gemeinnützigkeit und Mildtätigkeit 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mild-

tätige Zwecke nach § 53 AO sowie wohlfahrtspflegerische Zwecke nach § 66 

Abs. 2 AO. Er ist selbstlos im Sinne der Abgabenordnung tätig; er verfolgt 

nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen 

nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

2. Der Beweggrund für dieses Vorhaben liegt in folgenden Beobachtungen: 

Wesentliche Bedürfnisse und Grundrecht des Menschen sind die Rechte auf 

Wohnung, Kleidung und Nahrung. Viele Menschen leben am Rande unserer 

Gesellschaft und sind nicht mehr in der Lage, für Ihre Rechte einzutreten. Aus 

einer christlichen Grundhaltung heraus sehen es die Mitglieder des Vereins 

als ihre Aufgabe an, sich für die Menschen einzusetzen, die vorübergehend in 

Wohnungsnot oder soziale Notlagen geraten sind. Da christlicher Glauben 

sich im Handeln offenbart, wollen wir Kontakte aufbauen helfen, akute Not-

situationen erkennen und unmittelbar persönlich helfen und lindern sowie 

als Brücke zur Eingliederung dienen. 

3. Als Träger eines Familienzentrums setzt sich der Verein für ein generati-

onsübergreifendes Angebot ohne Ansehen der Person in den Bereichen Aus-

tausch, Beratung, Erziehung, Information und Unterstützung ein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 3 

Gemeinnützigkeit und Mildtätigkeit 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mild-

tätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abga-

benordnung und ist selbstlos im Sinne der Abgabenordnung tätig; er verfolgt 

nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen 

nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 



Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 

sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

Nach § 52ff AO (insbesondere 4. 10. 13. 18. 24. 25.) werden weitere gemein-

nützige Zwecke durch das Handeln des Vereins erfüllt. 

 

§ 4 

Mitgliedschaft 

1. Mitglied werden kann, wer bereit ist, die Bestrebungen des Vereins durch 

regelmäßige Beiträge zu unterstützen.  

2. Durch die Mitgliedschaft werden alle Grundsätze der Satzung anerkannt 

und geachtet.  

3. Die satzungsmäßigen Rechte der Mitglieder werden innerhalb des Vereins 
durch die Mitgliederversammlung wahrgenommen.  
4. Jedes Mitglied ist stimmberechtigt. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar. 

Mitglieder unter 18 Jahren sind nicht wählbar. 

5. Die Mitglieder haben bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Ver-

eins keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

6. Für die Nutzung der Angebote des Vereins ist keine Mitgliedschaft erfor-

derlich. 

 

§ 5 

Aufnahme, Austritt und Ausschluss von Mitgliedern 

1. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich unter Angabe des Namens, Alters und 

der Wohnung sowie der Angabe, ob eine aktive oder Förder- Mitgliedschaft 

angestrebt wird, einzureichen. Minderjährige bedürfen der Zustimmung ih-

res gesetzlichen Vertreters und müssen dessen Einwilligung zu der aktiven 

Mitarbeit im Verein nachweisen. 

Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder durch unverhält-

nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

 

§ 4 

Mitgliedschaft 

1. Mitglied kann sein, wer bereit ist, die Bestrebungen des Vereins durch re-

gelmäßige Beiträge zu unterstützen. 

2. Die satzungsmäßigen Rechte der Mitglieder werden innerhalb des Vereins 

durch die Mitgliederversammlung wahrgenommen. 

3. Jedes Mitglied ist stimmberechtigt. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar. 

Mitglieder unter 18 Jahren sind nicht wählbar. 

4. Die Mitglieder haben bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Ver-

eins keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

 

 

 

 

 

§ 5 

Aufnahme, Austritt und Ausschluss von Mitgliedern 

1. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich unter Angabe des Namens, Alters und 

der Wohnung sowie der Angabe, ob eine aktive oder Förder- Mitgliedschaft 

angestrebt wird, einzureichen. Minderjährige bedürfen der Zustimmung ih-

res gesetzlichen Vertreters und müssen dessen Einwilligung zu der aktiven 

Mitarbeit im Verein nachweisen. 



2. Über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern entscheidet der 

Vorstand. Der Antrag auf Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen abge-

lehnt werden. Das Ergebnis wird dem Bewerber schriftlich mitgeteilt.  

3. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. Sie erlischt: 

a) durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber dem Vorstand 

b) durch Tod 

c) bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit 

d) durch Ausschluss 

Der Ausschluss kann vorgenommen werden, wenn ein wichtiger Grund vor-

liegt. Ausschließungsgründe sind insbesondere grobe Verstöße gegen Sat-

zung und Interesse des Vereins sowie gegen Anordnungen der Vereinsor-

gane. Vor der Beschlussfassung über den Ausschluss ist dem Mitglied unter 

Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor 

dem Vorstand oder auf schriftlichem Wege zu rechtfertigen. Der Beschluss 

über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen. Ausgeschlossenen Mitglie-

dern steht innerhalb eines Monats das Recht auf Widerspruch gegenüber der 

Mitgliederversammlung zu. Diese entscheidet in ihrer nächsten Sitzung end-

gültig. Mit Kenntnis des Mitglieds von der Einleitung des Ausschlussverfah-

rens ruhen die Mitgliedsrechte. 

 

§ 6 

Mitgliedsbeitrag 

Jedes Mitglied verpflichtet sich zur regelmäßigen Zahlung eines Mitgliedsbei-

trages. Die Mindestbeitragshöhe wird von der Mitgliederversammlung fest-

gelegt. 

In begründeten Fällen kann der Vorstand den Vereinsbeitrag erlassen oder 

ermäßigen. 

 

 

2. Über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern entscheidet der 

Vorstand. Der Antrag auf Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen abge-

lehnt werden. Das Ergebnis wird dem Bewerber schriftlich mitgeteilt.  

3. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. Sie erlischt: 

a) durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber dem Vorstand 

b) durch Tod 

c) bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit 

d) durch Ausschluss 

Der Ausschluss kann vorgenommen werden, wenn ein wichtiger Grund vor-

liegt. Ausschließungsgründe sind insbesondere grobe Verstöße gegen Sat-

zung und Interesse des Vereins sowie gegen Anordnungen der Vereinsor-

gane. Vor der Beschlussfassung über den Ausschluss ist dem Mitglied unter 

Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor 

dem Vorstand oder auf schriftlichem Wege zu rechtfertigen. Der Beschluss 

über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen. Ausgeschlossenen Mitglie-

dern steht innerhalb eines Monats das Recht auf Widerspruch gegenüber der 

Mitgliederversammlung zu. Diese entscheidet in ihrer nächsten Sitzung end-

gültig. Mit Kenntnis des Mitglieds von der Einleitung des Ausschlussverfah-

rens ruhen die Mitgliedsrechte. 

 

§ 6 

Mitgliedsbeitrag 

Jedes Mitglied verpflichtet sich zur regelmäßigen Zahlung eines Mitgliedsbei-

trages. Die Mindestbeitragshöhe wird von der Mitgliederversammlung fest-

gelegt. 

In begründeten Fällen kann der Vorstand den Vereinsbeitrag erlassen oder 

ermäßigen. 

 

 



§ 7 

Vereinsorgane 

Organe des Vereins sind: 

a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

 

§ 8 

Vorstand  

1. Der Verein wird vertreten durch ein Vorstandsteam. Dieses besteht aus 

drei Personen. Die Anzahl der Vorstandsmitglieder kann im Bedarfsfall durch 

die Mitgliederversammlung erhöht werden. Über die interne Aufgabenver-

teilung entscheidet der Vorstand.  

2. Der Verein wird (im Sinne des § 26 BGB) gerichtlich und außergerichtlich 

durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten. 

3. Der Vorstand wird von der ordentlichen Mitgliederversammlung gewählt. 

Die Wahl der Vorstandsmitglieder erfolgt für die Dauer von drei Jahren. Die 

Vorstandsmitglieder bleiben auch nach ihrer Amtszeit bis zur Neuwahl der 

neuen Vorstandsmitglieder im Amt. Wiederwahl ist zulässig. Mitglieder des 

Vorstands können sich in dieser Eigenschaft nicht durch andere Personen 

vertreten lassen. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vor Ablauf seiner Amts-

zeit aus, so hat der Vorstand das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares 

Mitglied zu kooptieren. Das Amt dieses Vorstandsmitgliedes endet zum glei-

chen Zeitpunkt wie das der übrigen Vorstandsmitglieder. 

4. Die Einrichtungsleitung hat Sitz- und Rederecht im Vorstand 

 

§ 9 

Rechte und Pflichten des Vorstandes 
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Vereinsorgane 

Organe des Vereins sind: 

a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

 

§ 8 

Vorstand  

1. Der Verein wird vertreten durch ein Vorstandsteam. Dieses besteht aus 

drei Personen. Die Anzahl der Vorstandsmitglieder kann im Bedarfsfall durch 

die Mitgliederversammlung erhöht werden. Über die interne Aufgabenver-

teilung entscheidet der Vorstand.  

2. Der Verein wird (im Sinne des § 26 BGB) gerichtlich und außergerichtlich 

durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten. 

3. Der Vorstand wird von der ordentlichen Mitgliederversammlung gewählt. 

Die Wahl der Vorstandsmitglieder erfolgt für die Dauer von drei Jahren. Die 

Vorstandsmitglieder bleiben auch nach ihrer Amtszeit bis zur Neuwahl der 

neuen Vorstandsmitglieder im Amt. Wiederwahl ist zulässig. Mitglieder des 
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vertreten lassen. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vor Ablauf seiner Amts-
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§ 9 

Rechte und Pflichten des Vorstandes 



Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, Der Vor-

stand ist berechtigt, Aufgaben und Tätigkeiten an die Leitung oder an dritte 

Personen zu übertragen.  

 

Er hat vor allem folgende Aufgaben: 

1. Führung der laufenden Geschäfte, soweit dies nicht von der Einrichtungs-

leitung übernommen wird. Näheres regelt der § 13. 

2. Überwachung der Arbeit der Einrichtungsleitung. 

3. Die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern. 

4. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesord-

nung. 

5. Einberufung der Mitgliederversammlung. 

6. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

7. Vorlage des Tätigkeitsberichtes und der Jahresrechnung. 

 

§ 10 

Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 

1. Der Vorstand tritt auf Einladung eines Vorstandmitglieds nach Bedarf, min-

destens jedoch zweimal im Jahr zusammen. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwe-

send ist. Der Vorstand entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. 

3. Über jede Sitzung ist ein Protokoll zu führen, in dem die anwesenden Vor-

standsmitglieder genannt werden. Die Beschlüsse sind wörtlich aufzuneh-

men. Das Protokoll ist von einem Vorstandsmitglied und dem Protokollanten 

zu unterzeichnen. 

 

 

 

 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, Der Vor-

stand ist berechtigt, Aufgaben und Tätigkeiten an die Leitung oder an dritte 

Personen zu übertragen.  

 

Er hat vor allem folgende Aufgaben: 

1. Führung der laufenden Geschäfte, soweit dies nicht von der Einrich-

tungsleitung übernommen wird. Näheres regelt der § 13. 

2. Überwachung der Arbeit der Einrichtungsleitung. 

3. Die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern. 

4. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tages-

ordnung. 

5. Einberufung der Mitgliederversammlung. 

6. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

7. Vorlage des Tätigkeitsberichtes und der Jahresrechnung. 

 

§ 10 

Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 

1. Der Vorstand tritt auf Einladung eines Vorstandmitglieds nach Bedarf, min-

destens jedoch zweimal im Jahr zusammen. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwe-

send ist. Der Vorstand entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. 

3. Über jede Sitzung ist ein Protokoll zu führen, in dem die anwesenden Vor-

standsmitglieder genannt werden. Die Beschlüsse sind wörtlich aufzuneh-

men. Das Protokoll ist von einem Vorstandsmitglied und dem Protokollanten 

zu unterzeichnen. 

 

 

 

 



 

§ 11 

Rechte und Pflichten der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung beschließt über: 

1. Festlegung der Richtlinien für die Tätigkeit des Vereins 

2. die Wahl des Vorstandes  

3. Genehmigung der vom Vorstand aufgestellten Planung für das nächste Ge-

schäftsjahr 

4. die Entgegennahme der Berichte des Vorstandes 

5. die Entlastung des Vorstandes 

6. die Wahl der Kassenprüfer 

7. Satzungsänderungen 

8. Festsetzung der Beitragshöhe 

9. Anträge des Vorstandes und der Mitglieder 

10. Widerspruch gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstandes 

11. Abwahl des Vorstandes 

12. Auflösung des Vereins 

 

§ 12 

Sitzungen und Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr 

statt. 

Sie wird vom Vorstand schriftlich unter Einhaltung einer Frist von zwei Wo-

chen unter Angabe der Tagesordnung einberufen.  

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Ein-

haltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesord-

nung einzuberufen, wenn der Vorstand dies beschließt oder wenn die Einbe-

rufung von 20 % aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe vom Vorstand verlangt wird. Die außerordentliche 
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1. Festlegung der Richtlinien für die Tätigkeit des Vereins 

2. die Wahl des Vorstandes  

3. Genehmigung der vom Vorstand aufgestellten Planung für das nächste Ge-

schäftsjahr 

4. die Entgegennahme der Berichte des Vorstandes 

5. die Entlastung des Vorstandes 

6. die Wahl der Kassenprüfer 

7. Satzungsänderungen 

8. Festsetzung der Beitragshöhe 
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§ 12 

Sitzungen und Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr 

statt. 

Sie wird vom Vorstand schriftlich unter Einhaltung einer Frist von zwei Wo-

chen unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Ein-

haltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesord-

nung einzuberufen, wenn der Vorstand dies beschließt oder wenn die Einbe-

rufung von 20 % aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe vom Vorstand verlangt wird. Die außerordentliche 



Mitgliederversammlung ist spätestens drei Wochen nach Eingang des ord-

nungsgemäßen Antrags einzuberufen.                                                                                            

3. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder einem anderen 

Vorstandsmitglied geleitet. 

Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse - falls nichts anderes in der 

Satzung vorgesehen ist - mit einfacher Stimmenmehrheit. Für eine Abwahl 

des Vorstandes ist eine Stimmenmehrheit von zwei Drittel notwendig. 

Anträge, weitere Angelegenheiten nachträglich auf die mit der Einladung zu-

gegangene Tagesordnung zu setzen, bedürfen zu ihrer Annahme in der Mit-

gliederversammlung einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stim-

men. 

4. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu füh-

ren, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu un-

terzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der 

Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und die Anzahl der er-

schienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergeb-

nisse und die Art der Abstimmung, bei Satzungsänderungen soll der genaue 

Wortlaut angegeben werden. 

Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt durch offene Ab-

stimmung. Eine Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein 

Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

dies beantragen. Die Wahl des Vorstandes erfolgt geheim. 

 

§ 13 

Einrichtungsleitung 

1. Der Vorstand bestellt eine hauptamtliche Einrichtungsleitung und erlässt 

eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung ist nicht Bestandteil der 

Satzung.  

Mitgliederversammlung ist spätestens drei Wochen nach Eingang des ord-

nungsgemäßen Antrags einzuberufen.                                                                                            

3. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder einem anderen 

Vorstandsmitglied geleitet. 

Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse - falls nichts anderes in der 

Satzung vorgesehen ist - mit einfacher Stimmenmehrheit. Für eine Abwahl 

des Vorstandes ist eine Stimmenmehrheit von zwei Drittel notwendig. 

Anträge, weitere Angelegenheiten nachträglich auf die mit der Einladung zu-

gegangene Tagesordnung zu setzen, bedürfen zu ihrer Annahme in der Mit-

gliederversammlung einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stim-

men. 

4. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu füh-

ren, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu un-

terzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der 

Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und die Anzahl der er-

schienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergeb-
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Wortlaut angegeben werden. 

Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt durch offene Ab-

stimmung. Eine Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein 

Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

dies beantragen. Die Wahl des Vorstandes erfolgt geheim. 

 

§ 13 

Einrichtungsleitung 

1. Der Vorstand bestellt eine hauptamtliche Einrichtungsleitung und er-

lässt eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung ist nicht Be-

standteil der Satzung.  



2. Die Einrichtungsleitung untersteht dem Vorstand. Sie ist verantwortlich 

für die ordnungsgemäße Abwicklung der laufenden Angelegenheiten so-

wie für die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und 

des Vorstandes. 

3. Die Einrichtungsleitung ist Vorgesetzte/r des Personals des Vereins nach 

Maßgabe der Geschäftsordnung. 

 

§ 14 

Kassenprüfer 

Die ordentliche Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer. Diese kön-

nen die Kasse mehrfach im laufenden Jahr prüfen. Sie prüfen den Jahresab-

schluss und berichten in der nächsten Mitgliederversammlung. Die Kassen-

prüfer werden für drei Jahre gewählt. 

 

§ 15 

Satzungsänderung und Auflösung des Vereins 

Eine Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins können nur von ei-

ner zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen wer-

den. Der Beschluss über eine Satzungsänderung und über die Auflösung des 

Vereins bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden Mitglieder.  

Bei Auflösung des Vereins fällt das Vereinsvermögen an zwei dem Paritäti-

schen Wohlfahrtsverband angehörenden Organisationen aus dem Werra-

Meißner-Kreis, die es im Sinne des Vereins „Arche“ zu verwenden haben. 

 

§ 16 

Inkrafttreten der Satzung 

Die erste Satzung wurde von der Gründungsversammlung am 22. Februar 

1996 beschlossen und zunächst in das Vereinsregister beim Amtsgericht Wit-

zenhausen eingetragen und nachfolgend beim Amtsgericht Eschwege. 

2. Die Einrichtungsleitung untersteht dem Vorstand. Sie ist verantwort-

lich für die ordnungsgemäße Abwicklung der laufenden Angelegen-

heiten sowie für die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederver-

sammlung und des Vorstandes. 

3. Die Einrichtungsleitung ist Vorgesetzte/r des Personals des Vereins 

nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

 

§ 14 

Kassenprüfer 

Die ordentliche Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer. Diese kön-

nen die Kasse mehrfach im laufenden Jahr prüfen. Sie prüfen den Jahresab-

schluss und berichten in der nächsten Mitgliederversammlung. Die Kassen-

prüfer werden für drei Jahre gewählt. 

 

§ 15 

Satzungsänderung und Auflösung des Vereins 

Eine Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins können nur von ei-

ner zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen 

werden. Der Beschluss über eine Satzungsänderung und über die Auflösung 

des Vereins bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden Mitglie-

der. Bei Auflösung des Vereins fällt das Vereinsvermögen an den Caritasver-

band Nordhessen, der es im Sinne des Vereins „Arche“ zu verwenden hat. 

 

 

§ 16 

Inkrafttreten der Satzung 

Die erste Satzung wurde von der Gründungsversammlung am 22. Februar 

1996 beschlossen und zunächst in das Vereinsregister beim Amtsgericht Wit-

zenhausen eingetragen und nachfolgend beim Amtsgericht Eschwege. 



Der geänderte § 2 wurde in der Mitgliederversammlung vom 17.03.2000 be-

schlossen.  

Weitere Änderungen der Satzung in den §§ 1, 2, 7, 8, 9, 10, 11, 13, 14, 15 und 

16 wurden in der Mitgliederversammlung am 20.06.2020 beschlossen. 

Eine Änderung zu § 12, Abs. 1 wurde in der Mitgliederversammlung vom 

17.10.2020 beschlossen. 

Eine Neufassung der Satzung wurde in der außerordentlichen Mitgliederver-

sammlung vom 24.09.2026 beschlossen. 

 

Datum       Unterschrift 

 

       

Vorstand 

 

Der geänderte § 2 wurde in der Mitgliederversammlung vom 17.03.2000 be-

schlossen.  

Weitere Änderungen der Satzung in den §§ 1, 2, 7, 8, 9, 10, 11, 13, 14, 15 und 

16 wurden in der Mitgliederversammlung am 20.06.2020 beschlossen. 

Eine Änderung zu § 12, Abs. 1 wurde in der Mitgliederversammlung vom 

17.10.2020 beschlossen. 

 

 

 

 

 


